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Wachstum fördern statt 
Wirtschaft abwürgen 
v°i,soKi?teuer" un^ Abgabenerhöhungs- $chlä H^.8en der SPD erklärte General- 

Kret*r Peter Hintze: 
Mit 
atn 'l r|ueblicke ich den Solidarpaktverhandlungen '•M 
^ellte spnZ entSe8en- Das am 15. Februar vorge- 
ht den

onzept läßt Sch,immes befürchten. 
icks u 

JLnigen das Geld zu sperren, die durch 
d'e SpD

nberechtigt Sozialleistungen kassieren, will 
^n B(ir 

lef in das Portemonnaie des hart arbeiten- 
Schäcliic?ers ?reifen- Sie übersieht dabei, daß nichts 
«^balu    .      'Ür die Knniiinlftnr warf» als pirif» ?allt die Konjunktur wäre als eine 

hunSP       bination von Steuer- und Abgabener- 
% 

Jngen 
erdif 

w«e sie die SPD vorsieht. 

J^hr, da^,rtSChaft abwürgt, hat bald kein Geld 
*et*t ist k 

er fÜr den Aufbau °st einsetzen kann. 
y die B

0nsec^uentes Sparen des Gebot der Stunde 
nstehend

ereitschaft hierzu Voraussetzung für die 
Mit s   •   Cn So,idarPaktgespräche. 

*   ^'Hsch61^ hat sich eben noch nie eine erfolgrei- 
l!lgl sich H   ftspo,itik gestalten lassen. Einmal mehr 
Ns*. En.!e SpD als „Schröpf-Partei Deutsch- 
w   kade i

arvend ist in diesem Zusammenhang die 
ledige s 

akt,k der SPD gegen das dringend not- 

weUtschlanddnu0rtsicherungS8esetz- Wenn in 

(w rden Icon Gewinne mehr erwirtschaftet 
h   kten 7.       ' Wird sich das Kapital anderen 
HeiH   n ^Wenden. 

Jer
ei1, das iv

arpakt8esprächen muß es darum 
' Wachstum in ganz Deutschland zu för- 
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Koalition hält an Ablehnung 
einer Arbeitsmarktabgabe fest 
Zu den Beschlüssen der Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden von CDU, CSU 
und FDP am 16. Februar erklärte der 
Chef des Bundeskanzleramtes, Bun- 
desminister Friedrich Bohl: 

Die Koalition bekräftigt ihre Auffas- 
sung, daß im Blick auf die schwierige 
Lage von Wachstum und Beschäftigung 
in Deutschland die Entscheidung der 
SPD für Steuererhöhungen noch in die- 
sem Jahr bei Lohn, Einkommen und 
Unternehmenserträgen unverantwortlich 
ist. 

Hl Die Koalition hält deshalb daran fest, 
den Solidaritätszuschlag erst zum 
1. Januar 1995 wieder einzuführen. 

Gerade vor dem Hintergrund der sc 
rigen wirtschaftlichen Lage muß esJ 
um die zügige Umsetzung der anste 
den finanzpolitischen Beschlüsse ge    „. 
Diese Zeitplanung ist im übrigen n° 
dig, um sicherzustellen, daß der IsJaC.lZei 
tragshaushalt 1993 in jedem Fall recn^ 
tig vor Beginn der Sommerpause lO 
treten kann und so die vorgesehene 

Beschlüsse zügig umsetze* 

Entsprechend der Ankündigung des 
Bundeskanzlers in der Konferenz der 
Ministerpräsidenten mit Mitgliedern der 
Bundesregierung am 3. Februar 1993 
beabsichtigt die Koalition, die Erste 
Lesung des Nachtragshaushalts 1993 und 
der mit dem Föderalen Konsolidierungs- 
programm verbundenen Gesetze am 
10. März 1993 im Deutschen Bundestag 
durchzuführen. 

zusätzlichen Finanzmittel für die nc>jjj 
Bundesländer möglichst bald zur V 
güng stehen. 

El Die Koalition begrüßt die Übe',ey 
gen innerhalb der Bundesregierung- 
die Anpassung der Beamtenbesold 
auf den 1. Mai 1993 verschoben **[^ 
also erst vier Monate nach Inkra(t    ^ 
der Tarifvereinbarung (1. Januar 
wirksam wird. Für 1994 wird ein ve    ,. 
gleichbarer Beitrag der Beamten <ü 

wendig gehalten. ^ 
In diesem Zusammenhang hält di 
tion an ihrer Ablehnung einer ArD 

marktabgabe weiterhin fest. 

Strafandrohung bewahrt vor Drogenkonsum 
Eine Umfrage des Bundesgesundheitsministeriums hat gezeigt, daß die me^f0' 
12- bis 24jährigen vom erstmaligen Drogenkonsum allein durch die Stra. 
hung abgehalten werden. Das sagte Staatssekretär Baidur Wagner auf el"  ,fte 
Fachtagung in der Münsteraner Polizeiführungsakademie. Mehr als die   >      , 
der befragten Jugendlichen habe angegeben, daß sie weiche Drogen kons        „ 
ren würden, wenn es erlaubt wäre. Wagners Standpunkt: Eine Legahsieru     ,je 

Drogen nütze nur Drogenhändlern und nicht den Abhängigen. Daher we      fl, 
Bundesregierung alle entsprechenden Gesetzesinitiativen kategorisch ab 
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^emeinschaftswerk Aufschwung 
^t war ein voller Erfolg 
schai* resbiIanz 1992 des Gemein- 
*Ci      rks Aufschw«ng Ost erklärte 

Qesfinanzminister Theo Waigel: 
ÖasG 
War . emeinschaftswerk Aufschwung Ost 
sehen

ln Vo,,er Erfolg. Die für 1992 vorge- 
lljjj! Mittel in Hohe von insgesamt 
*ent ^ 1,arden DM sind zu über 98 Pro- 
Das

l geflossen. 
24 u-?!?^Cne Auslaufen des mit über 
Geme      den DM ausgestatteten 

bedeu
,nschaftswerks Aufschwung Ost 

für (j: et ^ein Absinken der Leistungen 
enthait

neuen Länder. Die im Programm 
Mittei enen ^aueraufgaben werden aus 
nanZi n der beteiligten Ressorts weiterfi- 

aS 7' 
schne|i   deS Gemeinschaftswerks, 
len a   

arbeJtsplatzschaffende Investitio- 
^achstUSt0ßen und mittelfristig die 
dern 2ü

Ums8rundlagen in den neuen Län- 
gen, rj- v^r°essern, ist voll erreicht wor- 
^ern be

e Me'dun8en aus den jungen Län- 
Hilfen 

statigen, daß über die sonstigen 

^halM? Anstöße aus dem Bundes- 
Werk be     naus mjt dem Gemeinschafts- 
pgeben

S°ndereBescnaftigungsimpulse 
Snten ^Urden- In vielen Bereichen 
d»e mit .damit Härten gemildert werden, 
!n den ne

er Umgestaltung der Wirtschaft 
er8ehen

Uen Ländern unvermeidbar ein- 

tfniei nen ist 1992 vor allem 

11 In 
^ktur Ves*itionen in die Verkehrsinfra- 
, M wür .n Höhe von knapp 5 Milliarden s% Urc)en r,i0;.„ 1 ..... 

'Uss 
en Gleiserneuerungen, Lücken- 

61 der DUnd E,ektrifizierungsprojekte 
le1,der Ar30" in Angriff genom- 

fernstraßen vorangetrieben sowie Grund- 
erneuerungen von Straßenbahnen und 
Neubeschaffungen von Linienbussen im 
öffentlichen Personennahverkehr vorge- 
nommen. 
• Mit Lohnkostenzuschüssen in Höhe 
von knapp 1,6 Milliarden DM konnten 
rund 65.000 Arbeitnehmer zusätzlich für 
durchschnittlich ein Jahr in Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen beschäftigt wer- 
den. 
• Mit Zuschüssen in Höhe von knapp 
einer Milliarde DM wurden 1992 Moder- 
nisierungs- und Instandsetzungsmaßnah- 

Das Ziel, in den neuen Bun- 
desländern schnell arbeits- 
platzschaffende Investitio- 
nen anzustoßen, ist voll 
erreicht worden. 

Auf- und Ausbau der Bundes- 

men in über 600.000 Wohnungen geför- 
dert. 
• Das Sonderprogramm Regionale Wirt- 
schaftsförderung hat 1991 und 1992 ein 
Gesamtinvestitionsvolumen von 1414 Mil- 
liarden DM induziert, damit konnten 
rund 112.000 Dauerarbeitsplätze geschaf- 
fen oder gesichert werden. 
• Mit Investitionen in Höhe von 410 Mil- 
lionen DM wurden rund 720 Umwelt- 
schutzprojekte gefördert (zum Beispiel 
Bau von Kläranlagen und Wasserwerken, 
Sanierung von Deponien). 
• Weitere Fördermaßnahmen in Höhe 
von über einer Milliarde DM wurden für 
Werften, Hochschulen, wirtschaftsnahe 
Forschungseinrichtungen und Fernwär- 
meeinrichtungen verwendet. • 
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„Einkaufsoffensive Neue Bundesländer": 

Volumen soll verdoppelt werden 
Die „Einkaufsoffensive Neue Bundes- 
länder" ist eine Aktion der deutschen 
Wirtschaft, die von der Einsicht getra- 
gen wird, daß Hilfe notwendig, sinn- 
voll und selbstverständlich ist. 

Die an dieser Initiative beteiligten Unter- 
nehmen haben zur Intensivierung ihrer 
Bemühungen zur Verbesserung der Situa- 
tion in Ostdeutschland auf Vorstands- 
bzw. Geschäftsführungsebene „Neue 
Bundesländer-Beauftragte" ernannt, die 
sich in ihrem Unternehmen persönlich 
für die Initiative einsetzen. 
• Die westdeutsche Wirtschaft strebt in 
den Unternehmensplanungen eine Ver- 
doppelung des Einkaufsvolumens in den 
neuen Bundesländern von 24 Milliarden 
Mark (1992) auf 50 Milliarden Mark 
(1995) an. 
Alleine das Einkaufsvolumen der bisher 
an der Einkaufsoffensive beteiligten 
Unternehmen soll von 9 Milliarden Mark 
(1991) auf 23 Milliarden Mark im Jahre 
1995 mehr als verdoppelt werden. Mit 
diesen Planzahlen haben die beteiligten 

Unternehmen einen vielversprechenden 
Anfang geleistet. 

Das geplante Einkaufsvolumen der ein- 
zelnen Unternehmen soll u.a. mit folgen- 
den Maßnahmen erreicht werden: 

• mit der Durchführung von Einkäufer- 
tagen in den neuen Bundesländern, 

• durch Austausch von Lieferanten- 
adressen untereinander und 

• den Vertrieb von Produkten aus den 
neuen Bundesländern über eigene 
Handelsorganisationen. 

• Die „Einkaufsoffensive Neue Bundes- 
länder" ergänzt die notwendige Intensi- 
vierung der Marketing-Aktivitäten der 
ostdeutschen Firmen. Die an der Offen- 
sive beteiligten Unternehmen bieten dar- 
über hinaus eine gezielte Förderung von 
Lieferanten in den neuen Bundesländern 
durch Know-how-Transfer, Qualifika- 
tionsmaßnahmen und Seminare an. 

• Mit allen genannten Maßnahmen soll 
auch der Absatz innerhalb der EG geför- 
dert werden. 

Ermutigende Signale für den wirtschaftlichen 
Aufbau im Osten 

Als größte Erfolge in seiner einjähri- 
gen Amtszeit als Ministerpräsident 
Thüringens hat Bernhard Vogel in 
einem Interview die Konsolidierung 
der Regierungsarbeit, die Schaffung 
aller notwendigen Instrumentarien zur 
Ankurbelung der Wirtschaft und Fort- 
schritte bei der Gebiets- und Verwal- 
tungsreform gewertet. Als das Pro- 

blem, das ihn am meisten beschäftige, 
bezeichnete Vogel die Schaffung von 
langfristig sicheren Arbeitsplätzen. 
Ein Fortschritt der Arbeitsmarktpoli- 
tik sei die Schaffung von über 80.000 
Arbeitsplätzen durch das gemeinsam 
mit dem Bund finanzierte Programm 
zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur in Thüringen. 
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Renten in den neuen Ländern: 
Antworten auf offene Fragen 

£u den Erblasten der SED gehörte 
jjuch das marode Sozialrentensystem 
der ehemaligen DDR. Rentner in den 
J*uen Ländern sind trotzdem heute 
Gewinner der Einheit: Sie dürfen auf 
**egelmäßige Rentenanpassungen und 
dauerhaft sichere Renten vertrauen. 
J^'es wurde durch die Überleitung der 
^St-Renten in westdeutsches Renten- 
recht zum l. Januar 1992 erreicht. 
ü,e notwendige Umstellung der Alters- 
ersorgung erforderte jedoch erheblichen 

organisatorischen Aufwand. Über 4,2 
^'•lionen Bestandsrenten der ehemaligen 
UDR mußten umgewandelt werden. Mit- 
arbeiter der Bundesversicherungsanstalt 
ür Angestellte leisteten dies teilweise in 
^acht- und Wochenendarbeit. Weil ver- 
nünftiges Datenmaterial in den meisten 

ä"en nicht vorlag, mußten die Bestands- 
enten zunächst pauschal maschinell 

UlTlgewertet werden, ein Rechtsanspruch 
u'eine endgültige Festlegung der Ren- 

l^nhöhe besteht deshalb erst ab 1994. 
,Neurenten hingegen werden bereits heute 
'n den allermeisten Fällen individuell 
Rechnet. 

Ur manche Rentner blieben nach der 
entenüberleitung offene Fragen, die 
e,st auf Mißverständnisse zurückzufüh- 

rensind: 

* Pauschale Umwertung 
a die pauschale Umwertung auf der 
Endlage des unvollständigen Datenma- 
r'als der alten Versicherungssysteme 
er DDR erfolgte, kann der festgelegte 

ntenbetrag unter dem tatsächlichen 

Rentenanspruch liegen. Bei einer endgül- 
tigen Festlegung der Rente ab 1994 wer- 
den zuwenig geleistete Beträge mit einer 
Verzinsung von 4 Prozent nachgezahlt. 
Wurde zuviel Rente gewährt, erfolgt hin- 
gegen keine Rückforderung dieser 
Beträge. Niemand muß also befürchten, 
daß sich die Rentenkasse auf seine 
Kosten bereichert. 

# Vertrauensschutz 
durch Auffüllbetrag 

Lag der zum 1. Januar 1992 errechnete 
Rentenbetrag unter der im Jahr 1991 
gezahlten Rente, so wird durch einen 
Auffüllbetrag die alte Rentenhöhe auf- 
rechterhalten. Dieser Auffüllbetrag wird 
bis Ende 1995 unverändert weitergezahlt, 
danach erfolgt eine stufenweise Anrech- 
nung des Auffüllbetrags auf zukünftige 
Rentensteigerungen. Bei regelmäßigen 
Rentenerhöhungen bleibt der Auffüllbe- 
trag konstant, d. h. er wird nicht mit ange- 
hoben. Dies ist jedoch gerecht, denn der 
Auffüllbetrag stellt eine Sonderleistung 
der Rentenversicherung dar, die Versi- 
cherte im alten Bundesgebiet nicht erhal- 
ten. 

• Sozialzuschläge 
Seit Januar 1992 werden Sozialzuschläge 
gezahlt, wenn das Einkommen die festge- 
legten Grenzbeträge (zur Zeit 658 D- 
Mark für Alleinstehende, 1.054 D-Mark 
für Verheiratete) nicht übersteigt. Die 
Grenzbeträge werden entsprechend der 
Entwicklung der Regelsätze der Sozial- 
hilfe in den neuen Bundesländern ange- 
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paßt. Sozialzuschläge sind keine Renten- 
leistungen, sondern pauschalierte For- 
men der Sozialhilfe. Deshalb ist es 
gerechtfertigt, daß Rentenerhöhungen 
auf die Sozialzuschläge angerechnet wer- 
den. 

• Verlagerung von Leistungen 
Bis Ende 1991 ausgezahlte besondere Lei- 
stungen der Rentenversicherung (Kinder- 
zuschläge, Ehegattenzuschläge, Pflegegel- 
der, Blindengelder und Sonderpflegegel- 
der) werden vom neuen Rentensystem 
nicht mehr erbracht. Für die Zahlung der- 
artiger oder vergleichbarer Leistungen 
sind seit dem l. Januar 1992 auch in den 
neuen Bundesländern andere Soziallei- 
stungsträger (z.B. die Kindergeldkassen, 
die Krankenkassen, die Versorgungsäm- 
ter, das Sozialamt oder evtl. die Berufsge- 
nossenschaften) zuständig. Sozialleistun- 
gen müssen dort neu beantragt werden. 
Hat sich aufgrund dieser Neuregelung 

die Rente im Jahr 1992 vermindert, sin 
in der Regel Leistungen dieser Trägef 

die Stelle bisheriger Leistungen der He 

tenversicherung getreten. 

• Zusatz- und Sonderversor- 
gungsrenten 

Für Zusatz- und Sonderversorgungs^ 
ten gilt im Prinzip auch, daß durch d,e

( 

pauschale Umwertung und spätere r-' 
setzung der endgültigen Rente keine 
Nachteile entstehen. Allerdings sind 
Renten für ehemals staatsnahe PerS°£n 
gemindert worden, um die von der ^ 
für ihre Unterstützer vorgesehene Be 

zugung abzubauen. 
Wer auch nach Berücksichtigung d'f5.^. 
Umstände glaubt, eine wesentlich ntf 
gere Rente zu erhalten, als ihm zuste 
kann sich mit seinem Rententräger in 
Verbindung setzen. Dort erhält er ^e 

Auskünfte. 

in danke! 
Unter diesem Titel hat die Junge 
Union eine neue Broschüre herausge- 
geben, die von dem nebenstehend 
abgebildeten Aufkleber begleitet wird. 
Mit dieser Broschüre will die Junge 
Union ihren Beitrag zur Aufklärung 
über die Gefahren leisten, die neuer- 
dings wieder verstärkt von den Aktivi- 
täten von Sekten ausgehen. Nur wer 
die Gefahren kennt, kann sich davor 
schützen. 
Diesem Ziel diente die Veranstaltung 
„Scientology: Macht, Kommerz und 
Psychoterror im Namen der Religion" 
die die Junge Union im Juni 1992 in 
Hamburg durchgeführt hat. In der 
vorliegenden Broschüre sind deren 
Ergebnisse zusammengefaßt. 

- NEMVa 

«4/JVGE# 
umwell schonendem 
Polyoielme 

Broschüre und Aufkleber können 
bestellt werden bei: 
Junge Union Deutschland, - 
Annaberger Str. 283, 5300 Bonn 
Tel.(0228)310011 
Fax (02 28) 38 45 20 
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3>U/CSU will das Staatsziel 
«lweltschutz im Grundgesetz U 

block 1>ürfen der SPD' die Union 
ScWyere.die Aufnahme des Umwelt- 
der Vn   in die Erfassung, erklärte 
destaor?lt2ende der CDU/CSU-Bun- 

ssfraktion, Wolfgang Schäuble: 

gun& ^hütz der Umwelt ist nach Überzeu- 

VenA CDU und CSU eine der wich" 
^olitj. Aufgaben des Staates und der 
^DU/r

Desha'b hatte die Koalition von 
ten Le   

SU und FDP bereits in der letz- 
staats|.

,slaturPeriode beschlossen, ein 
\and Umwe,tschutz a,s klaren Auf- set2 a   'den Gesetzgeber in das Grundge- 
\\\ di 

z"nehmen. Das ist gescheitert, 

*esv°rb h D Sich wei8erte' einem Geset- 
zt n 

,l zuzustimmen, der den Staat 
dern aiJ

Ur,ZUm Handeln verpflichtet, son- 
dert      Seine Handlungsfähigkeit 

-Ül^eigert sich 

J'tUati0n,
en wir erneut vor derselben 

l ö. we       eder verweigert sich die 
^e|ts

nu es darum 8ent' ein Staatsziel 
nCht|ich otZ im Grundgesetz aufklare 
,bU/Co Grundlagen zu stellen. Die 
ergemp       raktion hat in der Sitzung 

fc°nvon DSamen Verfassungskommis- 
CbrUar Vind Und Ländern am 11. 
^•'ernn    rgestellt, daß sie keiner For" 

.ÜH da(f ZUstimmen wird, die dazu 
A  

QeripLnicht die Parlamente, sondern qe$ i,   ^nte über Inhalte i>n<i r.•«„ 4?U ü •  uliw l «tnaiie una urenz( 
" 0eset 

Uschutzes befinden. Die Union 
Vif echt' nicht Richterrecht. 

ftStaS2s?-und die Handlungsfähigkeit 
sSdje k   anmendes Richterrecht wäre 

v°rge°nuequenz' wenn die von der 
ch,a8ene Formulierung „Die 

natürlichen Lebensgrundlagen stehen im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ord- 
nung unter dem Schutz des Staates" 
Bestandteil des Grundgesetzes würde. 
Denn sie enthält keinen Auftrag an den 
Gesetzgeber und läßt gegensätzliche 
Interpretationen zu. Während Prof. 
Rupert Scholz, auf dessen Vorschlag 
diese Formulierung zurückgeht, darin 

Umweltschutz als klarer 
Auftrag an den Gesetzgeber: 
Ja. Aber der Staat darf mit 
der Verpflichtung seine 
Handlungsfähigkeit nicht 
verlieren. 

einen Gesetzesvorbehalt enthalten sieht, 
wird dies von der SPD im Kern bestrit- 
ten, weil sie einen solchen Gesetzesvorbe- 
halt nicht will. Auf solche unklaren For- 
melkompromisse kann sich niemand ein- 
lassen, der nicht nur wirksamen Umwelt- 
schutz will, sondern auch ein stimmiges 
Verhältnis zwischen Ökonomie und Öko- 
logie. 

Die CDU/CSU-Fraktion ist bereit, den 
von ihr ursprünglich vertretenen anthro- 
pozentrischen Ansatz aufzugeben, der 
den Schutz der Lebensgrundlagen allein 
des Menschen in das Zentrum rückte. Die 
von der Fraktion vorgeschlagene Formu- 
lierung „Die natürlichen Grundlagen des 
Lebens stehen unter dem Schutz des Staa- 
tes. Das Nähere regeln die Gesetze" trägt 
allen Erfordernissen Rechnung. Nicht die 
Union, die SPD blockiert die Aufnahme 
eines verantworteten Umweltschutzes als 
Staatsziel in die Verfassung. • 
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Den Mißbrauch des Asylrechts 
wirksam verhindern 

Zum Warum und Wie einer Änderung des Asylrechts 

Der Deutsche Bundestag hat Ende 
Januar 1993 den Entwurf zur Ände- 
rung des Asylgrundrechts beraten. Am 
4. März wird er sich mit den Begleit- 
gesetzen befassen. Auch in CDU-Krei- 
sen wird all zu häufig nicht deutlich, 
warum wir eine Änderung unseres 
Asylrechts brauchen: Zur Verhinde- 
rung des Mißbrauchs des geltenden 
Rechts und um unsere Rechtsordnung 
auch auf diesem Gebiet europafähig 
zu machen. 

Die heutige Verfassungsrechtslage 
erscheint auf den ersten Blick simpel. In 
Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz 
heißt es: „Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht." Diese nahezu unscheinbare 
Verfassungsaussage hat durch höchstrich- 
terliche Interpretation riesige Bedeutung 
erlangt, die vom Verfassungsgesetzgeber 
vor über 40 Jahren nicht gewollt war: 

Garantierte Rechte 

Jeder Ausländer, der sich auf politische 
Verfolgung berief, hat die verfassungs- 
rechtlich garantierten Rechte auf 
• Einreise und Aufenthalt im Bundesge- 

biet bis zum Abschluß des Asylverfah- 
rens, 

• umfassende Prüfung seines Asylan- 
trags auch bei aussichtslosem Vortrag 
im Verwaltungs- und ggf. im Gerichts- 
verfahren. 

Das hat zur Krise des Asylrechts geführt. 
Denn zunehmend haben Ausländer unter 

mißbräuchlicher Berufung auf politisch 
Verfolgung die Beschränkungen für die 
Zuwanderung zu Beschäftigungszwecke 
umgangen — allein im letzten Jahr in 
über 400.000 Fällen! 
Ziel unserer Neuregelung des Asylrecn 
ist, den wirklich politisch Verfolgten *e 

terhin Schutz und Zuflucht zu gewäh
f
r|L's 

aber eine unberechtigte Berufung auf 

Von Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher 

der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Asylrecht zu verhindern und diejenig 
von einem langwierigen Asyl verfahre 
auszuschließen, die unseres Schutzes 
wegen nicht bedürfen, weil sie offen5 

lieh nicht oder nicht mehr aktuell p° 
tisch verfolgt sind. Außerdem ist das 
Asylverfahren — einschließlich des 
gerichtlichen Verfahrens — weiter zu 

beschleunigen. 
Dementsprechend sollen Ausländer. 
• die über sichere Dritt-Staaten em^t 
in denen sie keiner Verfolgung ausg ^, 
sind, sondern Schutz finden können, 
nen Anspruch auf Asyl haben, ^j 
• die aus Herkunftsländern einreise^' 
denen auf Grund der Rechtslage, ^ 
Rechtsanwendung und der allgeme* ^öl- 
politischen Verhältnisse politische 
gung nicht oder nicht mehr stattfin 
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yreL^'begehren in einem verkürzten 
r,ahren prüfen lassen. 

PührbÜber hinaus so11 sich die Bundesre- 
I    'JK Deutschland europäischen Rege- 
ve:p

n über die Zuständigkeit für Asyl- 
dun Und die gegenseitige Anerken- 
rech

8.Von Asylentscheidungen gleichbe- 

V-,gt ~ das heißt' ohne Zwang zur 

abe
e'itprÜfung eines innerhalb der EG 

^lehnten Bewerbers - anschließen 
°nnen. 

Jai^
Se Regelungen erfordern die im 

des p
r in L Lesung beratene Änderung 

Grundgesetzes. 

^Entwurf sieht vor: 

.dieser Grundgesetzänderung kann 
Mit 

verf!Jh
aucn das einfache Recht, das Asyl- 

Wer(1 h,*ensgesetz, entsprechend geändert 
Aüsf.en'In unserem Entwurf hierzu ist in 
Ht     Ung der Änderung des Grund- 

s auf Asyl folgendes vorgesehen: 
& 
^Ut-s    änder' die aus einem sicheren 
Va- ~~ das werden u. a. unsere 
Tierstaaten Schweiz, Österreich, die 
HR 

,SChe RePublik und Polen sein — 
reise!     ndesrePublik Deutschland ein- 
\y{' 

werden vom Asylverfahren grund- 
Cr> ausgeschlossen. 

* F., 
Unft 

Ur Ausländer, die aus sicheren Her- 
s0||e^ Staaten kommen - solche Staaten 
^ Ts 

n
h
amentlich Bulgarien, Rumänien, 

^püb
C.nechische sowie die Slowakische 

Slve p Und Polen werden —, wird das 
Nänriren verkürzt- Gleiches gilt für 
eic|er p' die ihre Mitwirkungspnichten 

% v   . ""üfung ihres Asylantrags gröb- 
r,etzen. 

& Di, 
Slver

e-     setzun8 der europäischen 
Hen 

e,nbarungen, namentlich des 
Nso ",er Abk°mmens. Dabei geht es 
% R      e darum, einen Ausländer, 

undesgebiet einen Asylantrag 

gestellt hat, an den für die Prüfung seines 
Asylantrags in der EG zuständigen Ver- 
tragsstaat zu überstellen. Dessen Ent- 
scheidung im Asylverfahren soll sodann 
von den deutschen Behörden anerkannt 
werden. Anders als bisher müssen die 
deutschen Behörden also kein zweites 
Asylverfahren durchführen. 

_ Weitere Regelungen betreffen die 
Verhinderung von Mißbräuchen, z. B. 
durch einen erweiterten Informationsaus- 
tausch zwischen öffentlichen Stellen und 
Verfahrensbeschleunigungen. 
Mit diesem Bündel von Maßnahmen ist 
die Grundlage geschaffen, dem Miß- 
brauch des Asylrechts wirksam entgegen- 
zutreten. Wir werden nicht verhindern 
können, daß auch in Zukunft Menschen 
zu uns kommen, die unser Asylrecht miß- 
bräuchlich in Anspruch nehmen wollen. 
Wir werden jedoch die Möglichkeit 
haben, in diesen Fällen zügiger zu ent- 
scheiden. Dem dient auch die Entlastung 
der Asylverfahren von Kriegs- und Bür- 
gerkriegsflüchtlingen, die einen eigen- 
ständigen Aufenthaltsstatus nach dem 
Ausländerrecht erhalten werden. 

Künftig gerechter verteilt 
Festzuhalten bleibt: Kein politisch Ver- 
folgter wird in den Verfolgerstaat zurück- 
geschoben. Die Lasten durch den 
Zustrom von Asylbewerbern, die derzeit 
in mehr als 60% der Fälle innerhalb der 
EG Aufnahme gerade in der Bundesrepu- 
blik Deutschland suchen, können jedoch 
künftig gerechter auf alle EG-Mitglieds- 
staaten verteilt werden. Unsere östlichen 
Nachbarn Polen und die Tschechische 
Republik, über die ein Großteil des 
Zustroms von Asylbewerbern ins Bundes- 
gebiet fließt, werden von uns ehrliche 
Hilfsangebote erhalten, damit die euro- 
päische Lastenteilung ihre jungen Demo- 
kratien nicht überfordert. • 
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Warum Bundeswehreinsätze zur 
Wiederherstellung des Weltfriedens? 

-12 Argumente- 

Deutschland muß sich als gleichbe- 
rechtigter, aber auch gleichverpflichteter 
Partner in die Völkergemeinschaft einfü- 
gen. Einen deutschen Sonderweg lehnen 
wir ab. Deutschland ist nicht besser, aber 
auch nicht schlechter als seine Nachbarn 
und Partner. Wir brauchen uns nicht in 
unserer Verfassung zu verbieten, was 
allen anderen möglich ist. 

Die grundlegende Bereitschaft zu 
fnedenserhaltenden und friedenswieder- 
herstellenden Einsätzen ist auch ein Bei- 
trag zur Unterstützung von Demokratie 
und Menschenrechten und zur Gewähr- 
leistung der anerkannten Grundlagen des 
Völkerrechts. Deutschland, das an der 
Nahtstelle des Ost-West-Konfliktes wie- 
der zusammengewachsen ist, trägt eine 
besondere Verantwortung dafür, daß es 
in Europa keine Zone minderer oder 
außer Kraft gesetzter Menschen- und 
Völkerrechte gibt. 

I Deutschland muß europafähig blei- 
ben und darf sich nicht aus dem europäi- 
schen Einigungsprozeß abkapseln. Die 
Westeuropäische Union hat mit ihren 
Petersberger Beschlüssen den Weg frei 
gemacht für ein europäisches Engage- 
ment bei der Eindämmung von Krisen, 
Konflikten und Kriegen. Deutschland 
darf aus diesem Geleitzug nicht ausstei- 
gen. 

Atlantischen Bündnis isolieren und die 
Leistungsfähigkeit der NATO wesent»c 

beeinträchtigen. Deutschland würde t» 
einem Sicherheitsrisiko auch bei Einsa - 
zen von integrierten Verbänden. 

Ein Ausstieg aus friedenserhalten- 
den und friedenswiederherstellenden 
Maßnahmen würde Deutschland im 

t Deutschland ist den Vereinten 
Nationen ohne jeden Verfassungsvorbe 
halt beigetreten. Wenn wir dies jetzt 
nachträglich in Frage stellen, werden 
international zu einem „unsicheren K» 
tonisten". Ein allgemeiner Grundsatz 
Völkerrechts lautet: „Pacta servanda 
sunt": Deutschland muß vertragstreu 
bleiben. 

El Wir sind ohnmächtige Zeugen e»^ 
Angriffskrieges in der Mitte Europas v 
unzähligen Vergewaltigungen, Zehnta 
senden von Toten und Hunderttausej» 
von Vertriebenen. Ohne internationa 
abgestimmte militärische Maßnahme 
sind solche Entwicklungen nicht zu s 
pen. Verteidigung umfaßt nicht nur 
wehr, sondern auch Nothilfe. 

Q Deutschland hat sich noch iVn°^ 
krieg dem militärischen Beistand du 
logistische und finanzielle Hilfe et[U. M 
hen können. Dies wird in Zukunft n 
mehr möglich sein. Die internationa   ^ 
Gemeinschaft erwartet von uns zu 
daß diese Art der AufgabenverteilujJ* 
beendet wird. Aber auch die deutSyef- 
Bevölkerung selbst hat dafür kein 
ständnis mehr. 

Ill Deutschland hat nach der Wie e 

herstellung seiner staatlichen Ein«1 
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ine volle Souveränität zurückerlangt. Es 
n'cht mehr geteilt und nicht mehr 

jojentiell erstes Schlachtfeld in einem 
^"itärischen Konflikt der Machtblöcke, 
aim Sich daraus ergebende größere . 

unpolitische Handlungsspielraum 
eilt zugleich auch eine Verpflichtung 

H Nicht zuletzt geht es auch um die 
^ahrung deutscher Sicherheitsinteressen. 
Und1" Konflikte beispielsweise in Mitrei- 
te   Osteuropa sich ungehindert auswei- 

können, kann auch Deutschland 
ken

ne" davon betroffen sein. Mittelstrek- 
gj raketen aus den islamischen Krisenre- 

nen können Deutschland erreichen. 

Flüchtlingen aus dem ehemaligen Jugo- 
slawien macht diesen Krieg auch zu 
einem deutschen Problem. 

m Diktatoren werden immer wieder 
versucht sein, Welthandelswege zu ver- 
sperren, um auf diese Weise ein Erpres- 
sungspotential gegen die Freie Welt auf- 
bauen zu können. Es liegt zutiefts in deut- 
schem Interesse, daß solche Versuche kei- 
nen Erfolg haben. 

ca welT Krie8e sind häufige Ursachen für 
der R 

eUe Flucntlingsströme. Erfolge bei 
P|Q Rückführung von Asylbewerber- und 
dav        gszanlen werden maßgeblich 
^ °n abhängen, ob es uns gelingt, 
eir,e§e "^glichst zu verhindern oder in 
den

en? frühen Stadium wieder zu been- 
" Dje Aufnahme von mehr als 200.000 

Die eigene Geschichte lehrt uns: 
aggressiven Diktatoren muß von der 
ersten Minute an mit aller Entschieden- 
heit entgegengetreten werden. Die Demo- 
kratien müssen wehrhaft sein, wenn wir 
in Freiheit leben wollen. Wir leben seit 
fast 50 Jahren in Frieden. Dies wäre ohne 
die Bundeswehr nicht möglich gewesen. 
Dies wird auch in Zukunft nur möglich 
sein, wenn die Bundeswehr der größer 
gewordenen internationalen Verantwor- 
tung des wiedervereinigten und souverä- 
nen Deutschlands entsprechend handeln 
kann. 

^euim Programm: 

^de in Germany — Der Indu- 
*tr'estandort Deutschlands im 
^opäischen und außereuropäi- 

schen Vergleich 
'chholzerForum(VANr. 161) 13. bis 

/••Mai 1993 

^auPtthemen: 
er Industriestandort Deutschland 

*"" Bilanz und Analyse (harte Fakto- 
ren/weiche Faktoren). 
ablerne vor Ort/regionaler Ver- 

er Industriestandort Deutschland 
n Europa - ein Vergleich. 

• Der Industriestandort Deutschland 
in der Welt — der außereuropä- 
ische Vergleich. 

Im Referententeam werden u.a. ver- 
treten sein: das Institut für Weltwirt- 
schaft, das Bundeskanzleramt, das 
Institut der Deutschen Wirtschaft, die 
Handwerkskammer Dresden, verschie- 
dene ausländische Handelsdelegatio- 
nen in Deutschland ... 

Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Schloß 
Eichholz, Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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Gewalt im Fernsehen eindämmen 
Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Medienpolitik der CDU, 
Staatssekretär Bernd Neumann, hat 
am 9. Februar der Presse in Bonn ein 
Papier des Fachausschusses über die 
zunehmende Gewalt im Fernsehen und 
deren Folgen vorgestellt: 

Die CDU begrüßt die in den letzten 
Monaten öffentlich geführte Diskussion 
über Gewaltdarstellungen und Pornogra- 
phie im Fernsehen. Die Menschwürde, 
die Kultur und die Gesetze in unserem 
Lande verbieten Gewalt als „normales" 
Mittel der Auseinandersetzung zwischen 
unterschiedlichen Interessen. 
Deshalb tritt die CDU insbesondere auch 
vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Gewalt in Deutschland für eine offene 
Diskussion über Gewalt in den Medien 
ein mit dem Ziel, für eine deutliche Redu- 
zierung der Gewaltdarstellungen (auch in 
der Verbindung von Gewalt und Sexuali- 
tät) im Fernsehen zu werben und, falls 
erforderlich, auch die nötigen rechtlichen 
Regelungen einzuführen. 

Nach neueren Forschungen 

Die Auswirkungen des Massenmediums 
Fernsehen auf die Entwicklung von 
Gewaltbereitschaft bei Kindern und 
Jugendlichen, aber auch Erwachsenen 
werden in der Wissenschaft zwar immer 
noch kontrovers diskutiert. In der Ten- 
denz zeigt die neuere Forschung aber, 
daß Gewaltdarstellungen in den Medien 
gewaltfördernde Auswirkungen haben 
können. Dabei liegt das Problem weniger 
in der Gefahr direkter Nachahmungsta- 
ten. Es ist vielmehr darin zu sehen, daß 
aggressive Darstellungen 
•  Werte, Normen und Einstellungen zu 

Aggression verändern. 

• gegen Gewalt abstumpfen lassen und 
• Gewalt als Problemlösungsmittel dar- 

bieten und zur Nachahmung anregen- 
Darüber hinaus sind die kurzfristigen 
physiologischen und emotionalen Aus- 
wirkungen auf Kinder und Jugendliche 
unbestritten. 
Gewalt ist gegenwärtig in den Medien ' 
vielen Programmformen präsent: In 
Spielfilmen, TV-Serien, Comics, in sensä" 
tionsorientierten Reportagen und s0%e']t 

nannten „Reality"-Programmen. Gevva 
findet aber auch in Nachrichten statt un 
— als verbale Aggression — in Diskus- 

Die CDU fordert eine 
Änderung des Staatsvertra- 
ges über den Rundfunk im 
geeinten Deutschland. 

sionssendungen, wo anstelle politiscn 
Meinungsbildung „Brüllorgien" veran 

staltet werden. Nicht zuletzt der VideO' 
markt ist ein Sektor, auf dem sich der 
Gewaltanteil besorgniserregend erho 
hat. 
Gewalt und Aggression sind heute ei 
unübersehbarer Bestandteil des deUJf 
sehen Fernsehprogramms, und die • 
denz ist steigend. Hier sind beide le 
des dualen Systems betroffen, aber m 
sondere die neuen Programmformen 
Privaten haben eine Ausweitung des 
Gewaltanteils herbeigeführt. 

• Verantwortung von Eltern 
und Medienpädagogik        ^ 

Der Staat kann nicht alles regeln, er'      . 
deshalb weder Eltern noch Fernseh 
stalter und Filmproduzenten aus ihr   ^ 
besonderen Verantwortung entlasse • 
Eltern haben im Rahmen ihrer Erz" ' 
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üJ|ngsaufgabe verantwortlich zu handeln, 
ei n-re Kinder vor schädlichen Medien- 
Güssen zu bewahren. Eltern, Kindern 

t
d Jugendlichen muß durch zielgerich- 

. e Maßnahmen, durch Aufklärungsar- 
. u und ein verbessertes inhaltliches 
^ gebot der richtige Umgang mit den 

ed,en nahegebracht werden. 
j'e Medien sind Bestandteil des Alltags- 
,   ens der jungen Menschen. Dem erne- 
nn 1Skhen Ju8endschutz kommt daher 
2 e besondere Bedeutung zu. Beim 
Rammen wirken von Erziehung, Bil- 
be?.8 Und Jugendarbeit müssen Rahmen- 
^»ngungen geschaffen werden, die Kin- 
Po?fUnd JugendHchen die Chance einer 
er^.,Ven Persönlichkeitsentfaltung 
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M 
Auf lenPadagogik muß eine wichtige 
Schufbe fÜF E,tern' Kindergärten und 
^   u  Träger der Jugendarbeit und für 
So||t

achsenenbildungsstätten werden. Sie 
^en

e ^ngeDote unterbreiten, die jungen 
helfScnen, aber auch deren Eltern dabei 
tjy^

n> verantwortungsbewußt und krea- 
li^ '* Medien umzugehen und deren 
°r<inle ricntig zu verarbeiten und einzu- 

^lbstverantwortung 
er Fernsehveranstalter 

jAd Produzenten 
Mej  er ,m Grundgesetz gewährleisteten 
$e|b"Ungsfreiheit (Art. 5 GG) folgt die 
staite 

Verantwortung der Fernsehveran- 
IW1" Und der Produzenten von Fernseh- 

"% arf daner e'ner sofortigen und 
^°nveSenden Anstrengung, um zu einer 
festaltntlon der Verantwortlichkeit aller 
^m Kräfte im Medienbereich zu 
\n*n: An ihr ha°en sich alle Fernseh- 
^ a      in Deutschland und alle mit 
Sdu°      tion oder dem Vertrieb von 
%"gen oder Bildträgern befaßten 

oder Einrichtungen zu beteiligen. 

Zur Erarbeitung dieser Konvention ist 
eine Arbeitsgruppe aus den genannten 
Beteiligungen einzuberufen. 
Das inhaltliche Ziel muß sein, sich auf 
einen wirksamen, allgemein anerkannten 
Verhaltenskodex für Bildschirmpräsenta- 
tionen zu einigen, durch welchen der bil- 
ligend in Kauf genommenen Gefährdung 
von Jugend und Gesellschaft durch 
Gewalt in den Medien ein Riegel vorge- 
schoben wird. Die Konvention der Ver- 
antwortlichkeit sollte ein Abkommen der 
Fernsehveranstalter und Produzenten 
sein, in dem die Grenzen der Darstellung 
von Gewalt und Sexualität im Fernsehen 
festgelegt sind und damit eine freiwillige 
Selbstbeschränkung erfolgt. 
Hierbei sind folgende Grundsätze zu 
berücksichtigen: 

• Jegliche Nachrichten und Berichterstat- 
tungen über Gewalthandlungen sollte nur 
in angemessenem Umfang und auf sachli- 
che, möglichst zurückhaltende Weise 
erfolgen. 

• Die Schilderung von Gewalt sollte 
allenfalls mit dem Ziel erfolgen, den 
Zuschauer gegen die Gewalt einzuneh- 
men, soweit sie nicht — insbesondere im 
Hinblick auf das staatliche Gewaltmono- 
pol — als letztes und äußerstes Mittel zur 
Konfliktlösung rechtlich geboten und 
zulässig ist. 

• Reißerische Gewaltdarstellungen, die 
primär der Befriedigung von Sensations- 
lust oder voyeuristischen Interessen die- 
nen, müssen unterbleiben. 
• Entwürdigende Darstellungen von 
Gewalt gegen Frauen und Degradierung 
von Frauen (z. B. in Pornographie und 
Werbung) sind zu vermeiden. 

• Verbesserung 
des Jugendschutzes 

Die CDU fordert eine Änderung des 
Staatsvertrages über den Rundfunk im 
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Aus dem Veröffentlichungsprogramm 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Denkmalschutz und Denkmal- 
pflege in Deutschland — Lehr- 
und Lernstücke 
Dokumentation einiger während eines 
Eichholzer Forums gehaltener Vor- 
träge 

Einige der Beiträge: 
• Denkmalschutz und Denkmalpflege 
heute — Einige Aufgaben und Pro- 
bleme aus der Sicht des Konservators 
(Dr. Eberhard Grunsky, Münster) 

• Probleme der Restaurierung und 
Konservierung historischer Glasmale- 
reien (Prof. Dr. Arnold Wolff, Köln) 

• Denkmalpflege in der Praxis — 
Qualitätsanforderungen und Qualifi- 
kationsmöglichkeiten (Prof. Dr. Udo 
Mainzer, Brauweiler) 
• Die Ausbildung zum Diplom-Re- 
staurator an der Fachhochschule Köln 
(Prof. Dr. Karl Ludwig Dasser, Köln) 
• Rechtliche, steuerliche und konser- 
vatorische Probleme eines privaten 
Denkmaleigentümers (Godehard Grat 
von und zu Hoensboech, Türnich) 

Das Heft gibt ab: Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung, Bildungszentruni 
Schloß Eichholz, Postfach 1331» 
W-5047 Wesseling 

vereinten Deutschland. Danach dürfen 
Sendungen, die ganz oder im wesentli- 
chen mit Schriften inhaltsgleich sind, die 
in die Liste nach § 1 des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften aufgenommen sind, auch nach 
23.00 Uhr nicht verbreitet werden. 
Es ist sicherzustellen, daß für jugendge- 
fährdende Sendungen, die erst in Spät- 
programmen zulässig sind, tagsüber nicht 
in Trailern mit Szenen geworben werden 
darf, die zur Indizierung Anlaß gaben. 

• Ausschöpfung der 
Kontrollmöglichkeiten 

Die CDU fordert, daß alle bisherigen 
rechtlichen Möglichkeiten, die der Rund- 
funkstaatsvertrag und die Landesmedien- 
gesetze bieten, um gegen Gewalt in den 
Medien vorzugehen, konsequent durch 
die Aufsichtsgremien des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks und der Landes- 
medienanstalten angewandt werden. 
Die bestehende Möglichkeit, Geldbußen 
bis zu 500.000 DM zu verhängen, wenn 

vorsätzlich oder fahrlässig im Privatte 
sehen Sendungen verbreitet werden, 
den Krieg verherrlichen oder offensic 
lieh geeignet sind, Kinder oder Jugen 
chen sittlich schwer zu gefährden, mn 
von den Landesmedienanstalten ein 
lieh und tatsächlich genutzt werden. 

# Einrichtung eines 
Sachverständigenrates 

Analog zum „Rat der fünf Weisen",  e 

Sachverständigenrat zur Begutacnt^,ung. 
der gesamtwirtschaftlichen Entwick 
sollte auch für den Medienbereich e»^. 
hochrangig besetztes Gremium eing   .^ 
tet werden. Seine Aufgabe besteht_da ^fl 
die Entwicklung im öffentlich-recht' ^ 
sowie im privaten Fernsehprogram 
beurteilen und einmal jährlich einen

ändi' 
Bericht vorzulegen. Dieser Sachvers 
genrat hat selbst keine direkte Kon 
funktion mit Sanktionsmöglichkeite ;^f- 
sondern sollte ein „Mediengewisse ^ 
stellen. Die Mitglieder des Rates we     f 
vom Bundespräsidenten berufen- 
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Ä?.? l-Ju,i 1993 hat die DBP 
^TDIENST das Inkrafttreten des 
Le^ Postleitzahlensystems vorgese- 
2" Seit der öffentlichen Bekannt- 
et VIer einzelnen Postleitzahlen 
iftti.   vor weni8en Tagen ist das Post- 
um ^nehmen heftiger, gelegentlich 
L.^«sachlicher und überzogener 

l|* ausgesetzt. 

dej"A 
fd °' Pfeffermann' Vorsitzender 

HjL Ar°eitsgruppe Post und Telekommu- 
'•on vn der CDU/csu-Bundestagsfrak- 
^1ä u    diesem Hintergrund gilt es, 
^   cnst einmal festzuhalten: Wir brau- 
tyje

n.die neue fünfstellige PLZ. Mit der 
fy • Bereinigung Deutschlands sind 
V Untersch'edliche PLZ-Systeme 
Qijt !Tlmengeführt worden, nicht zuletzt 
rnn. g1" Konsequenz, daß infolge von 
*ejCL    ° Überschneidungen Zusatzkenn- 
trf0rd Ungen (W/°)' selbst in Ber,in' 
das J?.er'*cn geworden sind. Ein Problem, 
in dg lder vierstelligen Postleitzahl nicht 
\n.n Gl*iff zu bekommen ist. 
Syste 

er hinaus wird sich das neue 
kite*1 •"""" nacn der nolwendigen Über- 
Kl -Zeit — gegenüber der bisherigen 
^ei

nsgesamt als kundenfreundlicher 
leit*ah?n" Erm°gncnt docn d»e neue Post- 
sel eir? durch ihren fünfstelligen Schlüs- 
^ e direkte Zuordnung über die 
^$tei|Und Gemeinden hinaus bis zur 
Vn p ng> zum Postfachschrank oder 
^poßkunden. Das vereinfacht die 
Vri-

e Auslieferung und macht sie 
diedenSR8er: Die ZahI der Sendungen' 
V^j   Ernpfänger bereits am Tag nach 
W,    le^erung erreichen, wird steigen. 

j^n rseien m diesem Zusammenhang 
^ erin.nert, daß eine optimale Beför- 

eit auch nach dem bisherigen 

System über die Angabe der (vierstelli- 
gen) PLZ hinaus weitere Angaben des 
Absenders forderte, etwa die Kennzeich- 
nung eines bestimmten Stadtteiles (z. B. 
6000 Frankfurt/Main 21). Derartige 
Angaben werden mit Einführung der 
neuen PLZ überflüssig. 
Der einer übertrieben freundlichen Ein- 
stellung zur Deutschen Bundespost 
sicherlich unverdächtige Vorsitzende des 
Verbandes der Postbenutzer begrüßt das 
neue System, da die seitherigen Ungenau- 
igkeiten von Postbeamten zeitaufwendig 
korrigiert werden mußten. 

Das neue System ist kunden- 
freundlicher. Es ermöglicht 
eine direkte Zuordnung bis 
zum Postfachschrank oder 
zu einem Großkunden. 

Mit anderen Worten: Fehlleitungen kön- 
nen leichter vermieden, die Zustellung 
wird insgesamt schneller werden. In wei- 
terer Folge wird sich ein gewisses Ratio- 
nalisierungspotential ergeben, das inter- 
essanterweise von den heftigsten Kriti- 
kern der neuen Postleitzahl bereits vor 
deren Realisierung vorhergesagt wurde. 
Alles in allem: Das neue PLZ-System ist 
den Bedürfnissen des größer gewordenen 
Deutschland angemessen. Nicht zu leug- 
nende handwerkliche Mängel, die teil- 
weise vermeidbar waren, teilweise aber 
auch — wie beispielsweise Druckfehler 
— geradezu zwangsläufig auftreten muß- 
ten, können beseitigt werden, ohne daß 
das System insgesamt in Frage gestellt 
werden müßte. • 
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EAK-Forum: Dem Frieden dienen 
Über ethische Aspekte einer neuen 
Sicherheitspolitik diskutierten am 
15. Februar 1993 auf Einladung des 
EAK Karl Lamers, Pfarrer Axel 
Noack, Militärgeneraldekan Johannes 
Ottemeyer und Vizeadmiral Ulrich 
Weisser. Die Bundesvorsitzende des 
EAK, Angela Merkel, sagte in ihrer 
Einführung: 

Für Deutschland haben sich die Möglich- 
keiten und Notwendigkeiten des Han- 
delns nach dem Ende des Ost-West-Kon- 
flikts in ganz besonderer Weise verändert. 
Es ist nicht mehr geteilt, es hat seine volle 
Souveränität zurückgewonnen und hat 
damit die Chance und die Aufgabe, den 
Weg der „Normalität" zu gehen. 
Das heißt: Die deutsche Sondersituation, 
wie sie über mehr als 40 Jahre nach dem 
Zweiten Weltkrieg bestanden hatte, ist 
überwunden. Damit hat sich aber auch 
jede Sonderaußenpolitik, jene besondere 
Rücksichtnahme, formuliert aus den Not- 
wendigkeiten des geteilten Landes, über- 
lebt. Deutschland findet sich als gleichbe- 
rechtigter, aber auch gleichverpflichteter 
Partner beim Aufbau der Neuen Weltord- 
nung wieder. 
Damit stellen sich für die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik gerade 
auch in Anbetracht der zahlreichen 
schrecklichen Konflikte wie in Angola, 
Somalia, aber insbesondere auch im ehe- 
maligen Jugoslawien eine Reihe von ethi- 
schen Fragen, die vor 1989 nicht beant- 
wortet werden mußten. Es geht nicht 
mehr nur um Notwehr, es geht jetzt auch 
um Nothilfe, und das auch außerhalb des 
Gebiets der westlichen Allianz. 

Dies löst eine Reihe von ganz grundsätz- 
lichen Fragen aus. Über das Recht auf 
militärische Selbstverteidigung gibt es in 
Deutschland einen breiten politischen 

und gesellschaftlichen Konsens. Seh«" 
riger wird die Diskussion, wenn es um 
sogenannten friedensschaffenden M^' 
nahmen geht, die unter Umständen e"1 

direktes Eingreifen in kriegerische Kofl 

flikte in anderen Staaten bedeuten. n«e 

nimmt der Streit zwischen den politi- 
schen Parteien angesichts fortgesetzte11 

Mordens mitten in Europa teilweise P 
teske Züge an. Durch Ausweichen in' 
male Argumente werden wir als Poim 
in diesem Streit nicht bestehen. 

Nicht mehr nur Notwehr, 
sondern auch Nothilfe 
Und wir müssen wissen: Auch das N 
handeln im Falle erforderlicher Hn>e 

muß ethisch verantwortet werden. " 
Präses der rheinischen Kirche, Peter  ^it 
Beier, hat kürzlich in einem Intervie 
dem Deutschen Allgemeinen Sonntag 
blatt klar und deutlich formuliert: *&   5 

Christ darf nicht zugucken, wie das     . 
der Nachbarn von einer Bande Kfl   -rtfr 
ler überfallen wird, und er hält seine 
geschlossen und greift nicht ein."       . 
 Gewalt zu verbieten, bedeutet n   ^ 
nicht, Gewalt zu verhindern", farm 
auch der Ratsvorsitzende der EKL,< ^p- 
Bischof Engelhardt, auf der letzten & 
Synode im November in Suhl. Uno   . 
ergänzte weiter: „Rechtlich wie etn'' 
gilt also: Im Grenzfall kann die An 
dung militärischer Gewalt zur Ab* 
von Agression, Friedensbrüchen n 
-bedrohungen notwendig werden- 
Ethik fragt nach Normen, die über ^ 
Einzelfall hinaus Gültigkeit haben,^ 
Bestimmungsgründen, die entspre     fl 

der kantischen Formel zu „aUgem^.^ 
Gesetzen" werden können. Lasseni0thi^ 
solche allgemeinen Kriterien für 
finden? 1 
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Resolution zum Krieg 
im ehemaligen Jugoslawien 

^«sses Sicherheitspolitik, Otto Hau- 

er V 
^inr-    Sltzende des Bundesfachaus- 

\u am *'' Februar d'e einstimmig 
% D ndesfachausschuß veraDschie- KesoIution vorgestellt. 
Al|e F • 
%^ ""'.edensbemühungen, den Krieg im 
^hp3        Jugoslawien zu beenden, sind 
^isch°hne Erfol8 8eblieben. Die Euro- 
Vej    Gemeinschaft, die USA und die 
j^ nten Nationen sind aufgefordert, 
*ü$a 

nstrengungen zu intensivieren, 
Si ymen mit den Konfliktparteien auf 
"Hdj e^andlungswege eine Beendigung 
*Crje  besondere eine Ausbreitung des 
^difS mit fur alle Seiten annehmbaren 
gig v 8Ungen herbeizuführen. Unabhän- 
h\ itn"1 ^Usgang der Verhandlungen 
Was Worden im Kriegsgebiet unver- 
K    Zweiter. 

Ner rl
eSfachausschuß SicherheitsPoli- 

"No a PU Deutschlands ruft daher die 
Such1 • fol8ende Schritte schnellst- 
(j^. n,n die Wege zu leiten: 

Sn sV°m U ^Sicherheitsrat beschlös- 
se,^ anktionen gegen die Bundesrepu- 
XSSp'awien müssen mit aller Ent- 
^Us

en,heit kontrolliert und durchge- 
hen. 

?% ,!Uche' dieses Embargo zu unter- 
Sati   Ussen - nötigenfalls mit dem 
Hr, ^.l,tärischer Mittel - verhindert 
?Adri.   

les gjlt sowohl für die Seewege 
f ^chrUnd Donau/Schwarzes Meer 
^er, Üralle Landverbindungen. Die 
üSn dZUr Bundesrepublik Jugoslawien 

°ge t     Unter die Kontrolle der 
' ste'lt werden. Die Kontrollmaß- 

nahmen könnten von einem WEU-Ver- 
band durchgeführt werden. 

O Das UN-Waffenembargo gegen Bos- 
nien-Herzegowina muß aufgehoben wer- 
den. 

Während Serbien und Montenegro, also 
die Reststaaten der jugoslawischen Bun- 
desrepublik, über alle schweren Waffen 
und Flugzeuge der ehemaligen jugoslawi- 
schen Volksarmee verfügen, können sich 
die muslimischen Bosnier fast nur mit 
leichten Infanteriewaffen verteidigen und 
sind machtlos gegen Panzer und schwere 
Artillerie. Die internationale Staatenge- 
meinschaft darf dem bosnischen Volk das 
Recht auf Selbstverteidigung nicht länger 
verweigern. 

Q Das vom UN-Sicherheitsrat verhängte 
Flugverbot über Bosnien-Herzegowina 
muß mit allen Mitteln durchgesetzt wer- 
den. 
In diesem Zusammenhang bekräftigen 
wir unsere Auffassung, daß eine Beteili- 
gung deutscher Soldaten im Rahmen der 
AWACS-Aufklärungsflüge nicht nur ver- 
fassungskonform ist, sondern auch die 
Bündnisfähigkeit Deutschlands unter 
Beweis stellt. 

Q Die Verantwortlichen für die „ethni- 
schen Säuberungen" und Massenverge- 
waltigungen müssen vor ein internatio- 
nals Tribunal gestellt und verurteilt wer- 
den. 

Für diese Anklage muß schnellstmöglich 
ein Dokumentationszentrum von der 
UNO eingerichtet werden. • 
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Mit Entwicklungshilfe gegen 
die Ursachen von Katastrophen 

und Flüchtlingsströmen 
Zum Verhältnis von Entwicklungshilfe 
und humanitärer Hilfe erklärte der 
Vorsitzende des Bundesfachausschus- 
ses Entwicklungspolitik der CDU, 
Hans-Peter Repnik, Parlamentari- 
scher Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung: 

Angesichts weltweit zunehmender 
Katastrophen und Flüchtlingsströme 
kommt der Entwicklungszusammenarbeit 
wachsende Bedeutung zu. Nach Schät- 
zungen internationaler Organisationen 
wurden bei Naturkatastrophen in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten rd. 3 Mil- 
lionen Menschen getötet. 800 Millionen 
waren von ihnen betroffen. Die dabei ver- 
ursachten ökonomischen Schäden belie- 
fen sich auf rd. 30 bis 50 Milliarden Dol- 
lar pro Jahr. 
Neben Naturkatastrophen wie Erdbeben 
oder Vulkanausbrüchen treten immer 
mehr Katastrophen auf. die von Men- 
schen verursacht werden: Die Abholzung 
großer Waldgebiete führt zu Bodenero- 
sion und Überschwemmungen: Fehler- 
hafte oder übermäßige Landnutzung und 
Störungen des Wasserhaushalts zerstören 
Acker- und Weideland. In den 80er Jah- 
ren waren allein in der Sahel-Zone davon 
253 Millionen Menschen betroffen. Welt- 
weit sind nach jüngsten Schätzungen rd. 
900 Millionen Menschen durch Wüsten- 
ausdehnung und Versteppung in ihrer 
Existenzgrundlage bedroht. Der Treib- 
hauseffekt bewirkt einen Anstieg des 

Meeresspiegels, der den Lebensraum 
hunderten Millionen Menschen in d'c 

besiedelten Küstengebieten und Flu'J'^ 
mündungen vernichtet. Hinzu korT,n[,%* 
Umweltschäden durch atomare Vers 
lung ganzer Regionen sowie Krieg un 

Bürgerkriege, die zum wirtschaftlicr,e 

Niedergang und Hunger in zahlreich 
Ländern führen. 

Von Katastrophen betroffene MensCJl 
I sind immerauch potentielle FlüchtU B 
| Mit der Zunahme von Katastrophen 
! steigt auch die Zahl der Flüchtlinge-   jt_ 
j zeit sind es 17 bis 20 Millionen weit* 

H Es ist Teil unserer politischen un 
j moralischen Verantwortung, Mensc 
I die durch Katastrophen in Not gera 
: sind oder sich deshalb auf der Fluch 

befinden, zu helfen. Dies liegt auch 
unserem ureigensten Interesse. 

Dies geschieht im Rahmen human'1 ^ 
Soforthilfe und der FlüchtlingshjH^ 
Entwicklungszusammenarbeit lei*     .er- 
durch Nahrungsmittelhilfe, durch 
Stützung von Aufnahmeländern 'n 

jeweiligen Region bei der Bewältig ^g. 
der Fluchtfolgen, durch Hilfe beitf'    „ 
deraufbau und durch Reintegrate 
Flüchtlingen einen wichtigen Beif    ^ 

Entwicklungszusammenarbeit hi'     hefls1' 
wie z. B. durch Einführung era» 

AP 
a\0- 

cherer Bauweisen in gefährdeten 
nen oder durch Förderung von rr ^ 
warnsystemen — die Folgen nien 
meidbarer Katastrophen abzurnn 
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^ Scheidend ist jedoch, daß die von 
S(f

enschen bewirkten Ursachen für Kata- 
(j. Phen und Flucht bekämpft werden. 
* Hegt die zentrale Aufgabe der Ent- 

ein  
Ungspolitik. Dies geschieht durch 

! e viel2ahi von Maßnahmen zur Erhal- 
öelr--      troPiscnen Regenwalds, zur 
de. amPfung fortschreitender Wüstenaus- 
|ün

nur»g, im Rahmen ländlicher Entwick- 
de ^Programme und bei Vorhaben, die 
ho    0s'onsscnutz und das Wasserma- 
0^ernent in den Vordergrund stellen. 
£m •   WerPunktsetzung der deutschen 
^w,cklungspolitik: Armutsbekämp- 
.8, Umweltschutz und Ausbildung 
>t 

ganz wesentlich der Bekämpfung 
f^ ^rsachen von Katastrophen- und 
die p .Mngsursachen. Dies gilt auch für 
iw Bindung der Entwicklungszusam- 
i«    roeit in unsere aktive Friedens- und 

I 
nschenrechtspolitik. 
De d,,   er Bundesfachausschuß Entwick- 

Ve^
s.Politik der CDU, der sich mit dem 

W- S Von numanitärer Hilfe und 

gencl
lcklungshilfe befaßt hat, hat fol- 

ia    ^mpfehlungen ausgesprochen: 

^'ttei   anges'cnts knapper finanzieller 
%e-    aff die Entwicklungszusammen- 
^kt'      C*em Aufbau nachhaltiger 
^ata 

Uren dient und die Ursachen von 
r°phen und Flüchtlingsströmen 

bekämpft, nicht zugunsten der unbestrit- 
ten erforderlichen, aktuellen Not- und 
Überlebenshilfe verringert werden. 
• Entsprechend dem Prinzip der Hilfe 
zur Selbsthilfe hat die Förderung von 
Maßnahmen und Organisationen der 
Katastrophenvorbeugung und des Kata- 
strophenschutzes in den betroffenen Län- 
dern Vorrang vor dem Auf- und Ausbau 
internationaler Organisationen. Dies gilt 
auch für die Unterstützung von Nichtre- 
gierungsorganisationen vor dem Aufbau 
neuer staatlicher Institutionen. 

• Erforderlich ist eine bessere Koordina- 
tion auf internationaler und nationaler 
Ebene. Die Einsetzung eines „Beauftrag- 
ten der Bundesregierung für humanitäre 
Hilfe im Ausland" und der Ende 1991 
gegründete „Gesprächskreis humanitäre 
Hilfe" müssen jetzt ihre Wirksamkeit 
beweisen. 

• Humanitäre Hilfe und Entwicklungszu- 
sammenarbeit müssen — wo immer mög- 
lich — aufeinander abgestimmt werden. 
Insbesondere müssen die längerfristigen 
Wirkungen bei der Soforthilfe stärker 
berücksichtigt werden. Im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit sollte ver- 
stärkt der Aufbau von Selbsthilfeorgani- 
sationen im Bereich der Katastrophen- 
vorbeugung gefördert werden. 

Opel sucht noch 500 Facharbeiter für 
neues Eisenacher Werk 

<ta    ^n' Monate nach Eröffnung 
«lie r\eUen Werkes m Eisenach s 
^ ,uPel Eisenach GmbH noch 
die H

euen Werkes in Eisenach sucht 

Mitarbeiter würden für den Start 

als 500 Facharbeiter. 

dies
re,-Schicht-Betriebes im Oktober 

ljnt
es Jar»res gebraucht, teilte das 
^nehmen mit. Vor der Arbeitsauf- 

nahme in dem nach Opel-Angaben 
modernsten europäischen Autowerk 
müssen Interessenten einen elfwöchi- 
gen Vorbereitungslehrgang durchlau- 
fen. Das Werk, das für eine Jahreska- 
pazität von 150.000 Autos ausgelegt 
ist, soll bei voller Auslastung etwa 
2.000 Mitarbeiter beschäftigen. 
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Rot-Grün in Niedersachsen leistet 
dem Rechtsextremismus Vorschub 
Zu der Eilentscheidung des Verwal- 
tungsgerichtes Hannover vom 
8. Februar 1993, dem Land Nieder- 
sachsen die nachrichtendienstliche 
Beobachtung der Republikaner durch 
den Landesverfassungsschutz zu ver- 
bieten, erklärte der Stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Johannes Gerster: 

Die rot-grüne Koalition in Niedersachsen 
fällt mit ihrer Gerichtsniederlage gegen 
die Reps nun in das juristische Loch, das 
sie sich mit ihrem neuen Verfassungs- 
schutzgesetz im Oktober 1992 selbst 
gegraben hatte. 
Das Gericht stützte sich bei seiner Ent- 
scheidung ausdrücklich auf die neuen 
Bestimmungen des niedersächsischen 
Verfassungsschutzgesetzes, nach denen 
das dortige Landesamt für Verfassungs- 
schutz nur noch extremistische Gruppie- 
rungen beobachten darf, die Gewalt 
anwenden wollen oder sich in „aktiv 
kämpferischer, aggressiver Weise" gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundord- 
nung betätigen. 
Die Überwachung zahlreicher verfas- 
sungsfeindlicher Organisationen, die sich 
aus Tarnungsgründen in der Regel in 
ihren öffentlichen Aktivitäten eben nicht 
militant artikulieren, wurde damit abge- 
schafft. 
Die rot-grüne Landtagsmehrheit hatte 
sich bei der Verabschiedung dieses Geset- 
zes im Oktober 1992 über massive Beden- 
ken der Bundesregierung hinweggesetzt. 
Das Bundesinnenministerium hatte in 
drei Schreiben am 31. 5. 1991, am 9. 
3. 1992 und zuletzt am 28. 9. 1992 darauf 
hingewiesen, daß in Niedersachsen nach 
dem neuen Gesetz zukünftig die Mehr- 

zahl der extremistischen Organisation* ' 
wie z. B. die Reps, NPD und DVU, at>e 

auch zahlreiche linksextremistische 
Gruppen nicht mehr beobachtet werde 
dürften. 
Niedersachsen — so die Bundesregie^ 
— unterschreite mit dem Gesetz den v 
desweit gültigen Mindeststandard für 

Überwachung von Verfassungsfeinde > 
der aufgrund des Bundesverfassungs- 
schutzgesetzes für alle Bundesländer 
rechtsverbindlich ist. 

Peinliche Niederlage 
Die rot-grüne Koalition des Herrn Sei» 
der in Niedersachsen leistet mit ihrer 
peinlichen Gerichtsniederlage dem 
Rechtsextremismus Vorschub un<*.ver,s. 
hilft den Hintermännern, Schreibtisch 
tern und Sponsoren ausländerfeindl«0 

Krawalle damit zum gerichtlich best* 
ten Anschein demokratischer Parteie 
Man darf gespannt sein, ob nun nien 
auch neonazistische Organisationen 
NPD und DVU, die seit Jahren dumP»^. 
Ausländerhaß und Antisemitismus P 
gen, vor Gericht ziehen werden. 
Niedersachsen bietet mit seinem ^er

rfue- 
sungsschutzgesetz die besten Stande-   ^ 
dingungen für braunes Zündeln, den 
dortige Verfassungsschutz muß ja weg 

sehen. . • 
Ich fordere den niedersächsischen M 
sterpräsidenten Schröder auf, das n> 
sächsische Verfassungsschutzgesetz     -t 
umgehend zu novellieren und sich d     f 

wieder in die Phalanx aller Bundesla 
und des Bundes einzureihen, die die 
nachrichtendienstliche Beobachtung _, 
Republikaner im Dezember 1992 eins   ^ 
mig beschlossen hatten. 
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Probleme mit der Wirklichkeit": 

^ie SPD lag immer genau daneben 
jr*1 den großen politischen Streitf ra- 

leid   . letzten zwei Jahre ,a8 die SPD 

$*r immer genau daneben.41 Mit die- 
% Vernichtenden Urteil ging der Vor- 
rede der SPD-Fraktion im nord- 
I'"'Westfälischen Landtag, Friedhelm 
ih/r>niann» mit seiner eigenen Partei 
* Bericht (Die Welt, 10. 2. 93) 

L Sere Argumentationsmuster von frü- 
ty. Passen heute weitgehend nicht mehr. 

Müssen unsere Grundpositionen in 
Politischen Fragen neu formulie- 

^h   ^en 'etzten zenn Jahren hat die 
r    zwar ein Programm nach dem ande- 
tij .Schrieben, sie alle waren jedoch 
Hu ^ anc*eres a's Formelkompromisse, 

•r; 
•h, 

D versagt hat: „Bejahung der deut- 

(je ^enen die Bürger und die Mitglieder 
S K       Wenig anfangen konnten." 
v0 °

nur»gslos führt Farthmann eine Liste 
dj   Politischen Themen auf, bei denen 

% 
|^en Einheit, Rechtfertigung des Golf- 
jn.

e8es, Asyldebatte, Bundeswehreinsatz 
u   ternationalen Friedensaktionen." 

\;     d die SPD den Solidarpakt zu 
Hte ^ reinen Verteilungskampf verkom- 
s%      en wi" un<* den Sozialneid damit 
^   K' 

Vermeintlich Besserverdienende 
6ür    

öpfen' fordert Farthmann: „Die 
%     müssen jetzt wissen, daß es auf 
tj)e. •'ahre keine Wohlstandsvermehrung 

nr geben wird." 

Jr  
^SSj^dehaltung aufgeben 

\ye-   pt) müsse einsehen, so Farthmann 
lei^'.^30 u°er ihre bisherigen Positio- 
niere Zeit hinweggeht". Die SPD 
^n

Se daher ihre Blockadehaltung auf 
erschiedenen Feldern aufgeben. 

Farthmann analysiert: „Das darf uns aber 
nicht zu einer totalen Verweigerung ver- 
anlassen." Er fordert eine grundlegende 
Neuorientierung der SPD: „Um aus den 
gegenwärtigen Schwierigkeiten herauszu- 
kommen, müssen wir unsere politischen 
Ziele neu bestimmen." 

Ähnlich hart kritisierte auch die stellvertre- 
tende Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, Herta Däubler- 
Gmelin, ihre eigene Partei: „Wir sind im 
Moment nicht in bester Verfassung", 
erklärte sie in einem Interview, „nach 
außen wirkt manches beliebig." (Deutsches 
Allgemeines Sonntagsblatt, 12. 2. 93) 

„Die SPD benennt sich jetzt um in GUS: 
Gemeinschaft Unabhängiger Sprecher", 
spotten bereits die Bonner Journalisten 
über das Wirrwarr bei den Sozialdemo- 
kraten (Neue Zeit, 15.2.93). 

Abwanderung aus der Fraktion 

So zeigen denn auch schon eine ganze 
Reihe von namhaften SPD-Vertretern 
Abwanderungsgelüste aus der Bundes- 
tagsfraktion. Finanzexpertin Matthäus- 
Maier, einst von der FDP zur SPD 
gewechselt, ist im Gespräch für einen 
erneuten Wechsel zur nordrhein-westfäli- 
schen Landeszentralbank. SPD-Wirt- 
schaftssprecher Roth wird in Kürze sein 
neues Amt als Direktor der Europäischen 
Entwicklungsbank in Luxemburg antre- 
ten. Frau Däubler-Gmelin und der ehe- 
malige Justizminister Schmude wollen 
zum Bundesverfassungsgericht nach 
Karlsruhe. Auch der SPD-Sozialexperte 
Dreßler dachte in den vergangenen 
Wochen laut über einen Rücktritt nach. • 
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Aktionsbeispiele aus den CDU-Verbänden 

Anerkennungs-Medaille „Deutsche 
Einheit - Aufbau neue Länder" 
Seit nunmehr drei Jahren können pri- 
vate Investitionen in der ehemaligen 
DDR, den fünf jungen Bundesländern 
getätigt werden. Außerordentlich tüch- 
tige und wagemutige Menschen aus 
dem Westen haben sich engagiert und 
haben risikoreiche Investitionen vorge- 
nommen. Zehntausende aus den alten 
Bundesländern haben in den jungen 
Ländern mit angepackt, unter oft sehr 
schwierigen und schwersten Bedingun- 
gen. 

Doch das Wirken dieser Menschen, das 
unverzichtbar ist, damit die innere Ein- 
heit unseres Vaterlandes hergestellt wird, 
hat wenig Beachtung gefunden. 
Andererseits wurden Negativ-Meldungen 
über die Wiederherstellung der Deut- 
schen Einheit zu einem Modethema. 
Besonders die elektronischen Medien 
wetteifern mit Krisen- und Katastrophen- 
meldungen. Diese nicht ausgewogene 
Informationspolitik ist ärgerlich und 
deprimierend. 
Besonders dann, wenn Aufbauleistungen 
und Erfolge täglich deutlicher werden 
und unsere Landsleute in den jungen 
Bundesländern 40 Jahre Blockade per- 
sönlicher Initiative sprengen. 
„Schlechtwettermeldungen aus dem 
Osten" zeigen genausowenig Empfind- 
samkeit für Mitmenschen, wie manche 
überzogene Erfolgsmeldungen. Insgesamt 
fehlt die Beachtung und Anerkennung 
der persönlichen Aufbauleistung, der 
patriotischen Tat. Hunderte verantwor- 
tungsvolle Investoren alleine aus unserer 
Region Flensburg/Schleswig konnte ich 

in den vergangenen drei Jahren in rne. 
Eigenschaft als Mitglied des Wirtscha^ 
ausschusses des Deutschen Bundestag 
begleiten. 
Ich bin der Auffassung, daß es an der 
Zeit ist, beispielhafte Aufbauleistungen 

mit einer Auszeichnung anzuerkenne • 
Es ist auch an der Zeit, weitere Mensc 

aus unserer Region zu Investitionen i 

Von Wolfgang Börnsen, 
Mitglied des 

Wirtschaftsausschusses des 
Deutschen Bundestages 

den Aufbau Ost zu ermutigen. Gefrag 
die Tat, die Verstehen und Verstände 
füreinander fördert. 

Grundsätze für die 
Auszeichnung: 
DI Diese Auszeichnung wird an PefS.fU. 
nen, Unternehmen, Vereine und InS!\eS. 
tionen aus der Region Flensburg-Scn . 
wig verliehen, die aktiv, anhaltend u 
umsichtig Beispiel geben und sich fl) 
sozialer Verantwortung am Aufbau' 
den jungen Bundesländern beteihgen' 

Hl Vorschlagsberechtigt sind die ^0^. 
rinnen und Bürger aus der Region f1 

burg-Schleswig, den jungen Bun deslä"' 
tart' 

et 
dem, aber auch Verbände, Vereinig1 

und Vertreter öffentlicher Einrichtung 
In den schriftlich einzureichenden 
schlagen sind Namen und Anschn"    -0, 
der vorgeschlagenen Personen/Instl 
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H^1-Oktober 1982 ist 
J'^t Kohl Bundes- 

^e|
njahre Bundeskanzler 

le. 
u* Kohl haben uns im 

^n Jahr dazu angeregt, 
^Erin nerung und als 

Geschenk eine Medaille 
herauszugeben. 
In Feinsilber 999, Spiegel- 
glanzprägung, 
40 mm Durchmesser, 
23 Gramm, kostet das 
Exemplar einschließlich 
Etui und Mehrwertsteuer 
80,— DM. Dazu kommen 
Porto- und Versandkosten. 
Die Medaille ist zum Preis 
von 23,80 DM einschließ- 
lich Etui und Mehrwert- 
steuer (zuzüglich Porto- 

und Versandkosten) auch 
in einer Bronze-Ausfüh- 
rung lieferbar. Der Durch- 
messer beträgt in dieser 
Version 50 mm. 

Bestellungen richten Sie 
bitte an die Union 
Betriebs-GmbH oder 
direkt an deren Betriebs- 
bereich: 
Bonner Werbe-GmbH 
Postfach 1505 
Konrad-Adenauer-Haus 
5300 Bonn 1 

\u "enso anzugeben wie eine Kurzdar- 
UM !*8 der vorliegenden Leistungen 
is ' a'ls möglich, eine weitere Referenz. 

gig   le Auswahl wird von einer unabhän- 
üiw,   Urv vorgenommen, die sich aus 
''che 

annten Persönlichkeiten des öffent- 
Hi     ebens der Region Flensburg- 
es* ^'8 zusammensetzt. Einen Rechts- 
bje /Uch auf deren Urteil gibt es nicht. 
'% H^rv kann weitere Fachleute — auch 

jungen Bundesländern — zur er       
J "&en öunues 

k   Ung hinzuziehen. 51 Di ie y'e Ausschreibung erfolgt öffentlich. 
^Hp^'hung der Medaillen findet 
frejen "Cn des Jahrestages der ersten 

V°lkskammerwahl am 17. März 

1990 statt. Mit diesem Datum wurde eine 
innerdeutsche wirtschaftliche Koopera- 
tion erstmals möglich. Die erstmalige 
Auszeichnung erfolgt am Montag, den 
22. März 1993. Die Ausschreibung und 
Auszeichnung erfolgt jährlich. 

Bi ES können bis zu vier Auszeichnun- 
gen sowie eine Sonderanerkennung vor- 
genommen werden. Neben der Medaille 
erhalten die Preisträger ein Sachpräsent. 

J Gestiftet und verliehen wird die 
Medaille „Deutsche Einheit — Aufbau 
neue Länder" von Wolfgang Börnsen 
(Börnstrup), MdB, Mitglied des Wirt- 
schaftsausschusses des Deutschen Bun- 
destages. • 
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Kommission bestätigt Notwendigkeit 
staatlicher Parteienfinanzierung 
Anläßlich der Empfehlungen der vom 
Bundespräsidenten berufenen Kom- 
mission unabhängiger Sachverständi- 
ger zur Parteienfinanzierung erklärte 
die Bundesschatzmeisterin der CDU, 
Brigitte Baumeister am 17. Februar: 

Die CDU begrüßt, daß der Bericht der 
Kommission zur Parteienfinanzierung 
heute vorgelegt worden ist. Er enthält 
umfangreiche Vorschläge zur künftigen 
Ausgestaltung der öffentlichen Finanzie- 
rung der Parteien in Deutschland. Damit 
ist nochmals das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 9. April 1992 nach- 
drücklich bestätigt worden, daß die 
Arbeit der Parteien aus staatlichen Mit- 
teln finanziert werden darf. 

Die Kommission hat dankenswerterweise 
durch ihre Empfehlungen noch einmal 
die herausgehobene Stellung der Parteien 

im Grundgesetz und die ihnen vom 
Gesetzgeber im Parteiengesetz übertraf 
nen Aufgaben ausdrücklich bekräftig • 
Daraus ergibt sich die politische Not^' 
digkeit, den Parteien auch eine ange*11 

sene Finanzierung zu gewähren. Nur s 
können sie die ihnen übertragenen In 
mations- und Mitwirkungspflichten n 
der politischen Willensbildung erfüll6 • 
Sie sind ein wichtiges Bindeglied zw>- 
sehen dem Bürger und seinen Staatso B 
nen. 
Die von der Kommission vorgeschlag 
Umstellung der Parteienfinanzierung 
würde jedoch zu wesentlich wenigef 

nahmen bei den Parteien führen. D^s 

hätte notwendigerweise erhebliche ^ 
Sequenzen zur Folge: vor allem für d' 
Vielzahl von Wahlen im Wahljahr l?y 

und den Aufbau der Parteienstruktur   j 
den jungen Bundesländern. 

Das neue Buch zu Europa: 

Plädoyer für die europäische Währung 
Der Band enthält u.a. Beiträge von 
Hans Tietmeyer zum Thema „Pro- 
bleme einer europäischen Währung* 
union und Notenbank" und von 0|a 

Sievert zum Thema „Geld, das man 
nicht selbst herstellen kann — ein or 
nungspolitisches Plädoyer für die 
Europäische Währungsunion". 

Bernhard Sälzer (Hrsg.), 
Keine Angst vor dem ECU! Pf*' 
doyerfiir die europäische Wah- 
rung, im Europa Union Verlag* 
Bonn 1993. 

Die Ablehnungsfront gegen eine 
europäische Währung stützt sich 

in Deutschland vor allem auf die 
Angst vor dem Verschwinden der 
D-Mark. Ziel eines neuen vom stell- 
vertretenden EVP-Fraktionsvorsitzen- 
den Bernhard Sälzer herausgegebenen 
Buches „Keine Angst vor dem ECU! 
Plädoyer für die europäische Wäh- 
rung" ist daher, über die europäische 
Währung und ihre Bedeutung für 
Deutschland und Europa zu informie- 
ren, warum die europäische Währung 
gerade im deutschen Interesse liegt. 
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^arteifinanzen: Kommissionsbericht 
^ist in die falsche Richtung 
\\as Bundesverfassungsgericht hat am 9. 
p   April 1992 in einer richtungweisenden 

Scheidung den Weg zu einem neuen, 
^nsParenten und realitätsbezogenen Weg 
to f~arteienfinanzierung gewiesen. Das 
'5 ,tl^ste war< daß das Gericht sein über 
& ünre °ltes Diktum, öffentliche Finan- 
jj     £ nur in Form von Wahlkampfko- 
dQfi

erstattung, aufgab und akzeptierte, 
.    Zuwendungen an die politischen Par- 
1 n Kosten der Demokratie sind. 
gleich 
euordr 

verlangte das Gericht bei einer 
if..~"*nung der Parteienfinanzierung die 
un\Kriterien Wahlerfolg, Mitgliederzahl 
be Pendenaufkommen angemessen zu 
Schichtigen. 

§0    
undespräsident hat daraufhin im 

4j P}er 1992 eine Kommission eingesetzt, 
?ie   

0rschläge für eine neue Parteienßnan- 
% k^ aufder Grundlage dieses Gesetzes 
iir ff

iten sollte. Die Zusammensetzung 
Zty ^mission ließ aber schon damals 
ÖQ ^'an ihrer Kompetenz aufkommen. 
HiCL    0rt von der Laienspielschar lief 
&nd nUr ^urcn Bonn. Das jetzt vorlie- 
ües..e Ergebnis hat die schlimmsten 
ö 

Urchtungen bestätigt. 
Ji0   

lcntigsten Vorschläge der Kommis- 

kd Jede errungene Wählerstimme erhält 
lU arfei zusätzlich 0,90 DM aus öffent- 
%*

n Mitteln. 
HCf

rJede 1,— DM Beitragsaufkommen 
0,^Q^ Spende erhält die Partei zusätzlich 
% ö   M aus öffentlichen Mitteln. 
l>Qfe

e Höchstgrenze für steuerlich absetz- 
et,   UWendungen — gleichgültig ob Bei- 

w°der Spenden - wird auf 2.000- 

DM (Ledige) und 4.000, — DM (Verheira- 
tete) herabgesetzt. 
• Die 0,20 DM aus öffentlichen Mitteln 
für Beiträge und Spenden werden nur in 
der Höhe der steuerlich abzugsfähigen 
Zuwendungen gezahlt. 
• Die Publizitätspflicht für Spenden soll 
auf 20.000,— DM festgelegt werden. 
• Die Kreditaufnahme der Parteien wird 
auf 40 Prozent ihres Beitragsaufkommens 
begrenzt; die Gläubiger und die Darlehens- 

Prof. Werner Kältetleiter, 
Universität Kiel, im 

General-Anzeiger (Bonn) 
vom 18. Februar 1993 

konditionen sind zu veröffentlichen (wie 
steht es mit dem Datenschutz und dem 
Bankgeheimnis ?). 
• Die Zuwendungen aufgrund jeder Wäh- 
lerstimme erfolgen bei Bundes- und Euro- 
pawahl an die Bundespartei, bei Landtags- 
und Gemeindewahlen an die Landesver- 
bände. 
• Die Zuwendungen für die Spenden 
erhält die Organisationsstufe, die die 
Spenden eingeworben hat. 
Die Problematik dieser Vorschläge liegt 
mindestens in drei Punkten: 

g Die Vorschläge bedeuten eine Strangu- 
lierung der Bundesparteien, die nach die- 
sem System nur noch ca. 50 Prozent der 
bisherigen Zuwendungen erhielten. Ahnli- 
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ches gilt für die Landesparteien. Die Kom- 
mission schlägt einen vertikalen Finanz- 
ausgleich in den Parteien vor. Dieser Vor- 
schlag geht an der Realität der Organisa- 
tionsstruktur jeder Partei vorbei. 

g Die Subventionierung jeder Wähler- 
stimme mit 0,90 DM, jeder Spende oder 
Beitragszahlung mit 0,20 DM widerspricht 
vollständig den Intentionen des Bundesver- 
fassungsgerichtes und dem Gedanken einer 
auf Mitwirkung der Bürger basierenden 
Demokratie: Niemand wählt eine Partei, 
weil sie für seine Stimme 0,90 DM 
bekommt, und niemand wird seinen Bei- 
trag oder seine Spende leisten, weil die 
Partei dafür nur 0,20 DM bekommt. Die 
Relationen sind daher total falsch ange- 
setzt. 

Hl Die Reduktion der steuerlich abzugsfä- 
higen Zuwendungen (gleichgültig ob Bei- 
träge oder Spenden) auf2.000— /4.000,— 
DM bedeutet einen Rückfall auf die 
Rechtslage von 1979, als die Grenze 
1.200,-/2.400,— DM betrug. Unter 
Berücksichtigung des seitdem gestiegenen 
Nominaleinkommens sind 2.000,—/ 
4.000,— DM weniger als damals 
1.200,-/2.400 — DM. Das Verfassungs- 
gericht hatte gefordert, daß die abzugsfä- 
hige Spendenhöhe nicht die Möglichkeiten 
eines Durchschnittsverdieners überschrei- 
ten dürfe. Nimmt man das Kriterium der 
SPD, daß das Durchschnittseinkommen 
mit 60.000,— DM endet, so ist es absurd 
anzunehmen, daß man mit einem Jahres- 
einkommen von 60.000,— DM nicht mehr 
als 2.000,— DM steuerlich abzugsfähig 
der Partei seiner Wahl zuwenden könnte. 
Das Zustandekommen dieses Vorschlages 
ist durch die Zusammensetzung der Kom- 
mission leicht nachzuvollziehen. Man muß 
nach Beispielen in der Bundesrepublik 
Deutschland suchen, um ein Dokument zu 
finden, das durch einen solchen Antipar- 
teienaffekt gekennzeichnet ist. Das geht bis 
in die Terminologie: Die Kosten der 

Demokratie werden polemisch Politik) 
zierung genannt. 

Dennoch hat dieser Bericht etwas ^ute
ßgt 

Der Entscheidungsspielraum des Gese ^., 
bers ist durch diesen realitätsfremden 
schlag wieder viel größer geworden, a 

wenn die Kommission einen ernstzufl'     L, 

menden Bericht vorgelegt hätte. Der r< 
teil ist, daß durch die Arbeit der Kotn,n^ 
sion ein dreiviertel Jahr verlorengega• 
ist, in dem der Gesetzgeber mit Sorgfa 

und Sachverstand das Urteil des Bun« 
Verfassungsgerichts hätte umsetzen k° 
nen. Jetzt drängt die Zeit. Am 31- **• 
ses Jahres muß die Arbeit getan sein- 

Ein guter Vorschlag sollte jedoch nie 
schwiegen werden: Die Kommission      fl. 
schlägt vor, daß in allen Fragen der r    fti 

zierung politischer Parteien, Abgeor"    „/ 
Fraktionen und Stiftungen das ft^^ 
nicht in eigener Sache entscheiden s0 .-Jy 
ohne zuvor das Urteil einer Sachversl 
genkommission eingeholt zu haben-     ,(j. 
Prinzip, nicht in eigener Sache zu en 
den, schließt ein, daß dies eine an<*eT,. 
Kommission sein müßte, also eine, a 

etwas von der Sache versteht. 

Messer Griesheim 
investiert 400 Millionen 
in den neuen Ländern 
Rund 400 Millionen DM will die Me 

ser Griesheim GmbH (Frankfurt/^. 
Main), nach eigenen Angaben Ma . 
führer bei Industriegasen in Deü 

land, bis 1994 in den neuen Bund«' 
ländern investieren. Durch WerK 
bauten sollen rund 500 Arbeitsp'3^ 
in Ostdeutschland geschaffen wer 

teilte das Unternehmen bei der 
ind"' Grundsteinlegung für ein neues     gp, 

striegas-Werk im thüringischen *- 
leben (Kreis Erfurt) mit. 
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?eschenkpapier 
Ve

Bestell-Nr.:9592 
fjr
rPackungseinheit: 20 Bogen 
^ Je Verpackungseinheit: 19,60 DM 

i^Welt-Kugelschreiber 
CStel,-Nr.:9430 
^j  ckungseinheit: 50 Exemplare 

s le Verpackungseinheit: 35,— DM 

WIR MACHEN UNS STARK FUR 

EUROPA 

D,/A 

Die deutsche Europa-Partei 

• Europa-Straßenkarte 
Das europäische Fernstraßennetz 
auf einen Blick 
• Bestell-Nr.: 9542 
Verpackungseinheit: 10 Exemplare 
Preis je Verpackungseinheit: 29,— DM 

Stellungen richten Sie bitte an das 

'S-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
le Preise verstehen sich inkl. Versandkosten zuzügl. Mehrwertsteuer. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

1993 soll zu einer intensiven 
Diskussion des Entwurfs 

eines neuen Grundsatzprogramms 
genutzt werden, an dem sich nicht 
nur Parteimitglieder, sondern auch 
möglichst alle gesellschaftlichen 
Gruppen beteiligen. Für die Diskus- 
sionen sind zwei Phasen geplant: Bis 
zum 15. September soll der Partei- 
grenzen überschreitende Dialog 
geführt werden und Anfang Novem- 
ber der Antrag des Bundesvorstan- 
des vorliegen, der dann auf dem 
5. Parteitag der CDU vom 20. bis 
24. Februar 1994 in Hamburg 
abschließend beraten und verabschie- 
det wird. 

Im Gespräch: 

Ein neues 

Grundsatzprogramm 

Diskussionsentwurf CDU 

Jetzt kann auch der „Leitfaden zur 
Diskussion" (Materialien I) in unserem 
Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold, bezogen werden: 
• Bestell-Nr.: 3570 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis je 10 Exemplare: 13,— DM 

Bestell-Nr.: 3569 
Verpackungseinheit: 10 Stück 
Preis pro Einheit: 19,50 DM 
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